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BESCHLUSS

Das Bundesverwaltungsgericht beschliel3t durch den Richter Dr. Baumgartner Uber die Beschwerde von XXXX , BNr.
XXXX , gegen den Bescheid der Agrarmarkt Austria (AMA) vom 28.07.2016, AZ II/4-EBP/11-3660287010, nach
Beschwerdevorentscheidung vom 27.07.2017, AZ I11/4-EBP/11-7194579010, betreffend Einheitliche Betriebspramie
2011:

A)

Der Beschwerde wird stattgegeben, der bekampfte Bescheid behoben und die Angelegenheit zur Erlassung eines
neuen Bescheides an die Behdrde zurtickverwiesen.

B)

Die Revision ist nicht zuldssig.
Text

BEGRUNDUNG:

I. Verfahrensgang


file:///

Im Antragsjahr 2011 stellten die Beschwerdefihrer einen Mehrfachantrag-Flachen und beantragten u.a. die
Gewahrung der Einheitlichen Betriebspramie fir das Antragsjahr 2011 fur in den Beilagen Flachenbogen und
Flachennutzung naher konkretisierte Flachen. Die Beschwerdefihrer waren Auftreiber auf zwei Almen fur die ebenfalls
Mehrfachantrage gestellt wurden.

Mit Bescheid der AMA vom 30.12.2011, wurde den Beschwerdefuhrern fir das Antragsjahr 2011 eine Betriebspramie
in Héhe von EUR 1.658,01 gewahrt. Dabei wurden 16,62 zugewiesene flachenbezogene Zahlungsanspriche, eine
beantragte Flache von 19,09 ha und eine ermittelte Flache von 16,62 ha zugrunde gelegt.

Gegen diesen Bescheid wurde keine Beschwerde erhoben.

Mit Abanderungsbescheid vom 28.07.2016, wurde der Bescheid abgeandert. Nunmehr wurde den Beschwerdefihrern
far das Antragsjahr 2011 keine Betriebspramie gewahrt, wobei nunmehr abermals 16,62 Zahlungsanspriche sowie
eine beantragte Flache von 18,89 ha und eine ermittelte Flache von 11,05 ha zugrunde gelegt wurden.

Gegen diesen Bescheid wurde Beschwerde erhoben.

Mit Beschwerdevorentscheidung vom 27.07.2017, wurde der Bescheid wiederum abgeandert. Nunmehr wurde den
Beschwerdefihrern fur das Antragsjahr 2011 eine Betriebspramie in der Hohe von EUR 268,86 gewahrt, wobei
nunmehr 16,62 Zahlungsanspruche sowie eine beantragte Flache von 18,89 ha und eine ermittelte Fldche von 11,05 ha
zugrunde gelegt wurden. Der Bescheid wurde auf Grund einer anderen Beurteilung der verhangten Sanktion durch die

Behdorde erlassen.
Gegen diesen Bescheid wurde das Rechtsmittel des Vorlageantrags erhoben.
Die belangte Behorde legte den Akt am 19.01.2018 dem erkennenden Gericht zur Entscheidung vor.

Nach Vorlage brachte die belangte Behorde einen "Report" beim Bundesverwaltungsgericht ein. Der Report sei erstellt
worden, da sich eine Anderung der Flichendaten ergeben habe. Ware die belangte Behérde im gegenstandlichen Fall
noch zustandig, wirde sie dem Beschwerdeflihrer aufgrund des geanderten Sachverhalts eine Beihilfe in der Hohe von
EUR 313,74 gewahren.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen (Sachverhalt):

Im Antragsjahr 2011 stellten die Beschwerdefihrer einen Mehrfachantrag-Flachen und beantragten u.a. die
Gewahrung der Einheitlichen Betriebspramie fir das Antragsjahr 2011 fur in den Beilagen Flachenbogen und
Flachennutzung naher konkretisierte Flachen. Die Beschwerdefihrer waren Auftreiber auf zwei Almen fur die ebenfalls

Mehrfachantrage gestellt wurden.

2. Beweiswurdigung:

Der Sachverhalt ergibt sich aus dem Akt und wurde von keiner Partei bestritten.

3. Rechtliche Beurteilung:

3.1. Mal3gebliche Rechtsgrundlagen in der fur das betroffene Antragsjahr mafRgeblichen Fassung:
§ 28 Abs. 2 und 3 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz - VwGVG lautet:

"(2) Uber Beschwerden gemé&R Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG hat das Verwaltungsgericht dann in der Sache selbst zu

entscheiden, wenn
1. der mafRgebliche Sachverhalt feststeht oder

2. die Feststellung des maf3geblichen Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit
gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis verbunden ist.

(3) Liegen die Voraussetzungen des Abs. 2 nicht vor, hat das Verwaltungsgericht im Verfahren Uber Beschwerden
gemal Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG in der Sache selbst zu entscheiden, wenn die Behérde dem nicht bei der Vorlage der
Beschwerde unter Bedachtnahme auf die wesentliche Vereinfachung oder Beschleunigung des Verfahrens
widerspricht. Hat die Behdrde notwendige Ermittlungen des Sachverhalts unterlassen, so kann das Verwaltungsgericht



den angefochtenen Bescheid mit Beschluss aufheben und die Angelegenheit zur Erlassung eines neuen Bescheides an
die Behorde zurlickverweisen. Die Behdrde ist hiebei an die rechtliche Beurteilung gebunden, von welcher das
Verwaltungsgericht bei seinem Beschluss ausgegangen ist."

GemaR § 24 Abs. 4 VWGVG kann von der Durchfiihrung einer mindlichen Verhandlung abgesehen werden, wenn die
Akten erkennen lassen, dass die mundliche Erérterung eine weitere Klarung der Rechtssache nicht erwarten lasst, und
einem Entfall der Verhandlung weder Art. 6 Abs. 1 der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und
Grundfreiheiten, BGBI. Nr. 210/1958 (MRK), noch Art. 47 der Charta der Grundrechte der Europaischen Union (GRC),
ABI. Nr. C 83 vom 30.3.2010 S. 389, entgegenstehen.

Art. 19 Abs. 1 sowie Art. 33 bis 35 und 37 der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 des Rates vom 19. Januar 2009 mit
gemeinsamen Regeln fir Direktzahlungen im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten
Stitzungsregelungen fir Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe und zur Anderung der Verordnungen (EG) Nr.
1290/2005, (EG) Nr. 247/2006, (EG) Nr. 378/2007 sowie zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003, ABI. L 30
vom 31.01.2009, S. 16 (im Folgenden:

VO (EG) 73/2009), legen fest, dass Betriebsinhaber Betriebspramie in Anspruch nehmen kdnnen, wenn sie eine
entsprechende Zahl von Zahlungsansprichen besitzen und diese durch Stellung eines entsprechenden Antrages je
beihilfefahige Hektarflache aktivieren. Dabei ist beihilfefahig jede landwirtschaftliche Flache des Betriebs und jede
Flache mit Niederwald mit Kurzumtrieb, die fir eine landwirtschaftliche Tatigkeit genutzt wird, oder, wenn die Flache
auch fur nichtlandwirtschaftliche Tatigkeiten genutzt wird, hauptsachlich fir eine landwirtschaftliche Tatigkeit genutzt
wird. Als landwirtschaftliche Flache definiert Art. 2 lit. h der Verordnung jede Flache, die als Ackerland, Dauergriinland
oder Dauerkulturen genutzt wird. Die Betriebsinhaber melden die Parzellen an, die der beihilfefahigen Hektarflache
fir jeden Zahlungsanspruch entsprechen. Aul3er im Fall héherer Gewalt oder auBergewdhnlicher Umstande muissen
diese Parzellen dem Betriebsinhaber zu einem vom Mitgliedstaat festzusetzenden Zeitpunkt zur Verfligung stehen, der
jedoch nicht nach dem in demselben Mitgliedstaat fiir die Anderung des Beihilfeantrags festgesetzten Zeitpunkt liegen
darf.

Art. 34, 57, 58, 73 und 80 der Verordnung (EG) Nr. 1122/2009 der Kommission vom 30. November 2009 mit
Durchfiihrungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 73/2009 des Rates hinsichtlich der Einhaltung anderweitiger
Verpflichtungen, der Modulation und des integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems im Rahmen der
Stutzungsregelungen fir Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe gemafR der genannten Verordnung und mit
Durchfihrungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 hinsichtlich der Einhaltung anderweitiger
Verpflichtungen im Rahmen der Stitzungsregelung fur den Weinsektor, ABl. L 316 vom 2.12.2009, 65 idF der
Durchfihrungsverordnung (EU) Nr. 666/2012 der Kommission vom 20. Juli 2012, ABI. L 194 vom 21.7.2012, 3 (im
Folgenden: VO (EG) 1122/2009) lauten auszugsweise:

"Artikel 34
Bestimmung der Flachen

(1) Die Flachen der landwirtschaftlichen Parzellen werden mit Mitteln bestimmt, die nachweislich eine Messgenauigkeit
gewahrleisten, welche derjenigen, wie sie von der auf Gemeinschaftsebene festgelegten geltenden technischen Norm
vorgeschrieben wird, zumindest gleichwertig ist.

Es wird eine Toleranzmarge festgesetzt mit einem auf den Parzellenumfang angewendeten Pufferwert von hdchstens
1,5 m. Die Hochsttoleranz fur die einzelnen landwirtschaftlichen Parzellen darf jedoch einen Absolutwert von 1,0 ha
nicht Uberschreiten.

(2) Die Gesamtflache einer landwirtschaftlichen Parzelle kann berlcksichtigt werden, sofern sie nach den
gebrauchlichen Normen des Mitgliedstaats oder der betreffenden Region ganz genutzt wird. Andernfalls wird die
tatsachlich genutzte Flache bericksichtigt.

FUr Regionen, in denen bestimmte Landschaftsmerkmale, insbesondere Hecken, Grédben oder Mauern, traditionell
Bestandteil guter landwirtschaftlicher Anbau- oder Nutzungspraktiken sind, kdnnen die Mitgliedstaaten festlegen, dass
die entsprechende Flache als Teil der vollstandig genutzten Flache gilt, sofern sie eine von den Mitgliedstaaten zu
bestimmende Gesamtbreite nicht Ubersteigt. Diese Breite muss der in der betreffenden Region traditionell Ublichen
Breite entsprechen und darf zwei Meter nicht Gberschreiten.
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Haben die Mitgliedstaaten der Kommission jedoch vor Inkrafttreten der vorliegenden Verordnung eine gréRere Breite
als zwei Meter gemald Artikel 30 Absatz 2 Unterabsatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 796/2004 mitgeteilt, so darf diese
Breite weiterhin gelten.

(3) Alle Landschaftsmerkmale, die in den in Anhang Il der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 aufgefiuihrten Rechtsakten
genannt oder Bestandteil des in Artikel 6 und Anhang Il derselben Verordnung bezeichneten guten
landwirtschaftlichen und 6kologischen Zustands sein kénnen, sind Teil der Gesamtflache der landwirtschaftlichen
Parzelle.

(4) Unbeschadet der Bestimmungen des Artikels 34 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 gilt eine mit Baumen
bestandene Parzelle als landwirtschaftliche Parzelle im Rahmen der flaichenbezogenen Beihilferegelungen, sofern die
landwirtschaftlichen Tatigkeiten bzw. die beabsichtigten Kulturen unter vergleichbaren Bedingungen wie bei nicht

baumbestandenen Parzellen in demselben Gebiet méglich sind.

(5) Werden Flachen gemeinsam genutzt, so teilen die zustandigen Behdrden diese fiktiv entsprechend dem Umfang

der Nutzung durch die einzelnen Betriebsinhaber oder entsprechend deren Nutzungsrechten auf diese auf.

(6) Die Beihilfefahigkeit der landwirtschaftlichen Parzellen wird mit geeigneten Mitteln Gberpruft. Hierzu wird

erforderlichenfalls die Vorlage entsprechender zusatzlicher Belege verlangt."
"Artikel 57
Berechnungsgrundlage in Bezug auf die angemeldeten Flachen

(1) Liegt im Fall von Beihilfeantragen im Rahmen der flaichenbezogenen Beihilferegelungen die ermittelte Flache einer
Kulturgruppe Uber der im Beihilfeantrag angemeldeten Flache, so wird bei der Berechnung des Beihilfebetrags die
angemeldete Flache bertcksichtigt.

(2) Bei einem Beihilfeantrag im Rahmen der Betriebspramienregelung gilt Folgendes:

ergibt sich eine Abweichung zwischen den angemeldeten Zahlungsansprichen und der angemeldeten Flache, so wird
fur die Berechnung der Zahlung die niedrigere der beiden GréRen zugrunde gelegt;

liegt die Anzahl der angemeldeten Zahlungsanspriche Uber der Anzahl der dem Betriebsinhaber zur Verfliigung
stehenden Zahlungsanspriiche, so werden die angemeldeten Zahlungsanspriche auf die Anzahl der dem
Betriebsinhaber zur Verfigung stehenden Zahlungsanspriiche gesenkt.

(3) Liegt im Fall von Beihilfeantragen im Rahmen der flachenbezogenen Beihilferegelungen die im Sammelantrag
angemeldete Flache Uber der ermittelten Flache derselben Kulturgruppe, so wird die Beihilfe, unbeschadet der gemaRd
den Artikeln 58 und 60 vorzunehmenden Kirzungen und Ausschlisse, auf der Grundlage der fur diese Kulturgruppe
ermittelten Flache berechnet [...].

Artikel 58
Kirzungen und Ausschlisse in Fallen von zuviel angemeldeten Flachen

Liegt bei einer Kulturgruppe die angemeldete Flache flr die Zwecke der flachenbezogenen Beihilferegelungen tGber der
gemal Artikel 57 ermittelten Flache, so wird die Beihilfe auf der Grundlage der ermittelten Flache, gekirzt um das
Doppelte der festgestellten Differenz, berechnet, wenn die Differenz Gber 3 % oder 2 ha liegt, aber nicht mehr als 20 %
der ermittelten Flache ausmacht.

Liegt die Differenz Uber 20 % der ermittelten Flache, so wird fur die betreffende Kulturgruppe keine flachenbezogene
Beihilfe gewahrt.

Belauft sich die Differenz auf mehr als 50 %, so ist der Betriebsinhaber ein weiteres Mal bis zur Hohe des Betrags, der
der Differenz zwischen der angemeldeten Flache und der gemaR Artikel 57 der vorliegenden Verordnung ermittelten
Flache entspricht, von der Beihilfegewahrung auszuschlieBen [...]."

"Artikel 73



Ausnahmen von der Anwendung der Kirzungen und Ausschlisse

(1) Die in den Kapiteln | und Il vorgesehenen Kirzungen und Ausschlisse finden keine Anwendung, wenn der
Betriebsinhaber sachlich richtige Angaben vorgelegt hat oder auf andere Weise belegen kann, dass ihn keine Schuld
trifft.”

"Artikel 80
Ruckforderung zu Unrecht gezahlter Betrage

(1) Bei zu Unrecht gezahlten Betragen ist der Betriebsinhaber zur Rickzahlung dieser Betrage zuziglich der gemald
Absatz 2 berechneten Zinsen verpflichtet.

(2) Die Zinsen werden fur den Zeitraum zwischen der im Rickforderungsbescheid an den Beglinstigten angegebenen
Zahlungsfrist, die nicht mehr als 60 Tage betragen sollte, und dem Zeitpunkt der tatsachlichen Rickzahlung bzw. des
Abzuges berechnet.

Der anzuwendende Zinssatz wird nach Mal3gabe der einschldgigen nationalen Rechtsvorschriften festgesetzt, darf
jedoch nicht niedriger sein als der bei der Riuckforderung von Betragen nach einzelstaatlichen Vorschriften geltende
Zinssatz.

(3) Die Verpflichtung zur Ruckzahlung gemald Absatz 1 gilt nicht, wenn die Zahlung auf einen Irrtum der zustandigen
Behdrde oder einer anderen Behdrde zurlickzufiihren ist, der vom Betriebsinhaber billigerweise nicht erkannt werden
konnte.

Bezieht sich der Irrtum auf Tatsachen, die fur die Berechnung der betreffenden Zahlung relevant sind, so gilt
Unterabsatz 1 nur, wenn der Ruckforderungsbescheid nicht innerhalb von zwdélf Monaten nach der Zahlung
Ubermittelt worden ist."

3.2. Daraus folgt fur die eingebrachte Beschwerde:

1. Aus dem von der Behdrde dem erkennenden Gericht vorgelegten "Report" ergeht, dass sich aus Sicht der Behdrde
die Aktenlage dahingehend gedndert habe, dass sie eine andere Entscheidung getroffen hdatte, ware sie in der Sache
noch zustandig. In Anbetracht der Komplexitat der Bezug habenden Beihilferegelung und des technischen Charakters
der Entscheidung Uber die aus dem neuen Sachverhalt erflieBenden Berechnungen lage eine Feststellung des
mafgeblichen Sachverhalts durch das Bundesverwaltungsgericht weder im Interesse der Raschheit, noch ware diese
mit einer Kostenersparnis verbunden. Vielmehr dient die Zurtickverweisung der Angelegenheit einer raschen und

kostensparenden BerUcksichtigung des neuen Sachverhalts.

Die AMA wird im Rahmen des fortgesetzten Verfahrens dem neu zu erlassenden Bescheid den geanderten Sachverhalt

zugrunde zu legen haben.

2. GemalR§ 14 Abs. 1 VWGVG i.V.m. § 19 Abs. 7 MOG 2007 steht es der Behorde frei, den angefochtenen Bescheid
innerhalb von vier Monaten aufzuheben, abzudndern oder die Beschwerde zurlckzuweisen oder abzuweisen
(Beschwerdevorentscheidung). Die Behérde hat ihren Bescheid nach Einbringung des Rechtsmittels abgeandert. Aus
der Rechtsmittelbelehrung des Abanderungsbescheides, in der auf die Moglichkeit eines Vorlageantrages hingewiesen

wird, erflieRt, dass die Behorde eine Beschwerdevorentscheidung erlassen wollte.

Gemal 8 15 Abs. 1 VWGVG kann jede Partei binnen zwei Wochen nach Zustellung der Beschwerdevorentscheidung bei
der Behorde den Antrag stellen, dass die Beschwerde dem Verwaltungsgericht zur Entscheidung vorgelegt wird

(Vorlageantrag).

Mit Beschwerdevorentscheidung, wurde dem Ausgansbescheid (Abanderungsbescheid) dahingehend derogiert, dass
die Beschwerdevorentscheidung an die Stelle des Abanderungsbescheides getreten und mit diesem zu einer Einheit

verschmolzen ist (vgl. dazu die Erlduterungen zur Regierungsvorlage zu § 14 VwWGVG, 2009 BIgNR,

24. GP, 5, und Gruber in Goétzl/Gruber/Reisner/Winkler, Das neue Verfahrensrecht der Verwaltungsgerichte, 2015, zu§
14 VWGVG, RZ 13 ff, mwN).

Somit war durch das Bundesverwaltungsgericht angesichts des fristgerechten Einlangens am des Vorlageantrages Uber
die Beschwerde gegen die Beschwerdevorentscheidung abzusprechen, da diese im Regime des VWGVG - anders als
nach dem § 64a AVG - nicht mit Einlangen des Vorlageantrags auBBer Kraft tritt (VwGH 17.12.2015, Ro 2015/08/0026).
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Bereits im Einleitungssatz des8 27 VwGVG wird ausdrucklich festgehalten, dass die Bindung an das
Beschwerdevorbringen nur insoweit greifen soll, "soweit das Verwaltungsgericht nicht Rechtswidrigkeit wegen
Unzustandigkeit der Behorde gegeben findet". Das erkennende Gericht hat daher jedenfalls auch die (sachliche,
funktionelle oder ortliche) Unzustandigkeit der Behdrde von Amts wegen aufzugreifen, auch wenn sie der
Beschwerdefihrer - wie im gegenstandlichen Fall - in der Beschwerde nicht geltend gemacht hat, und Bescheide
unzustandiger Behdrden jedenfalls aufzuheben. Die Unzustandigkeit ergibt sich im gegenstandlichen Fall daraus, dass
die belangte Behorde bei der Erlassung der Beschwerdevorentscheidung die Grenzen der 88 14 Abs. 1 VwWGVGi.V.m. 19
Abs. 7 MOG 2007 uberschritten hat und die Entscheidung deutlich verspatet erlassen hat.

Zu Spruchteil B)

Die Revision ist gemall Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Losung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Die Rechtslage erscheint so eindeutig, dass von einer
Rechtsfrage von grundsatzlicher Bedeutung nicht gesprochen werden kann; vgl. VwGH 28.05.2014, Ro 2014/07/0053.

Es war daher spruchgemal zu entscheiden.
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